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Die Millionendefizite in der 
Staatsrechnung des Kantons 
Schaffhausen, die auch für 
die kommenden Jahre abseh-
bar sind, bestimmten 2013 
die politische Diskussion.

von ERwin Künzi

Er setzte zwar nicht 
gerade zur Lan-
dung an, aber der 
Pleitegeier war im 
zu Ende gehenden 
Jahr immer deutli-
cher am Schaffhau-

ser Finanzhimmel zu sehen. Damit er 
nicht noch näher kommt, wurden ver-
schiedene Abwehrmassnahmen instal-
liert, die fast alle mit Sparen zu tun hat-
ten. Bereits Mitte 2012 hatte die Regie-
rung angesichts wegbrechender Erträge 
das Sparprogramm ESH3 präsentiert, 
das die Staatsrechnung um rund 25 Mil-
lionen Franken entlasten sollte. Ein-
zelne Sparvorschläge sorgten bereits im 
Vorfeld der Debatte im Kantonsrat vor 
allem in den Leserbriefspalten dieser 
Zeitung für grosse Diskussionen. Am 18. 
Februar konnte sich das Parlament zum 
ersten Mal zu ESH3 äussern. Die einen 
bezeichneten es als  «Flickenteppich» 
und «beispiellosen Kahlschlag», den an-
deren ging es zu  wenig weit, da es kei-
nen Lohnstopp beim Personal enthielt. 
Gestritten wurde auch darum, ob es 
Steuererhöhungen brauche oder nicht. 
Als sich nach den Beratungen der Pul-
verdampf verzogen hatte, blieben noch 
Einsparungen in Höhe von 22,4 Millio-
nen Franken, über zwei Massnahmen 
musste das Volk entscheiden (siehe Kas-
ten auf dieser Seite).

Die ganz schweren Geschütze
Wer jetzt glaubte, das Schlimmste 

sei überstanden, der irrte sich, und 
zwar gewaltig: Noch bevor im Juli defi-
nitiv über ESH3 entschieden wurde, 
hatte die Regierung im März die Rech-
nung für 2012 präsentiert, die mit einem 
Defizit von fast 30 Millionen Franken 
tiefrote Zahlen aufwies. Da der Pleite-
geier zum Landeanflug anzusetzen 
schien, liess die Finanzdirektorin 
 Rosmarie Widmer Gysel am 24. Juni 
bei der Behandlung der Rechnung 2012 
im Kantonsrat durchblicken, man wolle 

die ganz schweren Geschütze in Posi-
tion bringen. Das veranlasste den  
SN-Kommentator zu titeln: «Höhere 
 Steuern werden zum Thema».

Ende der Steuersenkungspolitik
Am 3. September war es dann so 

weit: Die Regierung kündigte ein wei-
teres Sparprogramm an, das bis 2017 
eine Entlastung von 40 Millionen Fran-
ken bringen sollte, finanziert je zur 
Hälfte durch Steuererhöhungen um 6 
Punkte bereits ab 2014 sowie durch 
Leistungskürzungen. Damit verliess 
die Regierung ihre Steuersenkungs-
politik, die 2001 begonnen hatte. Um 
 herauszufinden, wo genau gekürzt wer-
den soll, schlug die Regierung eine Stu-
die durch das Institut BAK Basel vor 
und beantragte dafür dem Kantonsrat 
einen Kredit von 400 000 Franken, der 
am 23. September nach einer längeren 
und heftig geführten Diskussion auch 
bewilligt wurde.

Die Steuerpläne der Regierung hat-
ten bei den Bürgerlichen zu einem Auf-
schrei der Empörung geführt. Die 
 Industrie- & Wirtschafts-Vereinigung 
Schaffhausen (IVS) warf der Regierung 

vor, sie setze mit diesem Schritt die 
Existenz des Kantons aufs Spiel. Die 
Regierung knickte daraufhin prompt 
ein: Am 7. November kündigte sie an, 
sie wolle mit dem Budget 2014 die Steu-
ern für Privatpersonen nur um 3 Punkte 
und für Firmen überhaupt nicht erhö-
hen. Doch das brachte auch nichts 

mehr, um die Steuererhöhung zu ret-
ten: In der Budgetsitzung vom 18. No-
vember, die sich bis tief in die Nacht 
 hineinzog, stimmte der Kantonsrat 
dem Budget 2014, das ein Defizit von 
37,8 Millionen Franken, aber keine 
Steuererhöhung enthielt, mit 30 zu  
23 Stimmen zu. Fortsetzung folgt.

Der Kampf gegen die roten zahlen

Regierungspräsidentin Rosmarie Widmer Gysel verbrachte fast ihr ganzes Präsidialjahr mit dem Kampf gegen rote Zahlen, 
 aktuelle und drohende, im Staatshaushalt. Bild Selwyn Hoffmann

Die Stahlgiesserei sollte  
saniert und daneben eine 
Sporthalle gebaut werden. 
Das Volk sagte dazu am 
3.  März Nein – wenigstens 
im Kanton. 

Das Projekt bewegte Anfang Jahr in 
Schaffhausen die Gemüter: Im Mühlen-
tal sollte neben der Stahlgiesserei eine 
Halle für den Schul- und Vereinssport 
entstehen, die Veranstaltungshalle in 
der Stahlgiesserei sollte saniert und 
die beiden Bauten durch eine Quer-
halle verbunden werden. Kanton und 
Stadt Schaffhausen wollten sich auf 
30  Jahre hinaus in der Sport- und der 
Querhalle einmieten, jährliche Zu-
schüsse an die Betriebskosten sowie 
einmalige Beiträge an die Ausrüstung 
der Sporthalle leisten; die Stadt wollte 
sich zudem für 10 Jahre als Teilmieter 
der Veranstaltungshalle verpflichten.

Über die entsprechenden Kredite 
musste das Volk im Kanton sowie in 

der Stadt Schaffhausen am 3. März ab-
stimmen. Im Vorfeld bildete sich ein 
politisch breit abgestütztes Komitte, 
das für ein Ja zu den beiden Vorlagen 
warb. «Eine Halle für den Schul- und 
Vereinssport an einem solchen Ort – 
das ist einmalig», schwärmte Komitee-
präsident Josef Eugster in den SN.

So schien das Vorhaben auf einem 
guten Weg zu sein, doch je näher der 
Abstimmungstermin rückte, je mehr 
meldeten sich auch kritische Stimmen. 
Zum einen wurde bemängelt, die Bau-
kosten für die Sporthalle seien im ver-
gleich mit ähnlichen Bauten in anderen 
Gemeinden zu hoch, zum anderen 

wurde das Projekt von der Spardiskus-
sion eingeholt (siehe auch Artikel auf 
dieser Seite): Konnte sich vor allem der 
Kanton diese Ausgaben bei der aktuel-
len finanzpolitischen Situation über-
haupt leisten?

Nein, befand das Stimmvolk im 
Kanton – inklusive der Stadt – und 
lehnte die Kreditvorlage mit 51,2 Pro-
zent der Stimmen ab, während es für 
die städtische Vorlage mit 50,7 Prozent 
ein Ja gab. Regierungsrat Reto Dubach 
zeigte sich vom Ausgang der Abstim-
mung enttäuscht und meinte, dass 
unter anderem die «Debatte um das 
kantonale Entlastungsprogramm 
ESH3, die derzeit die Menschen be-
schäftige», zu diesem Resultat beige-
tragen habe. Während damit die Sport-
halle vom Tisch war, blieb das Schick-
sal der Veranstaltungshalle vorerst of-
fen, ebenso wie die Verwendung der 3 
Millionen Franken, die der Kanton aus 
dem Generationenfonds für die Veran-
staltungshalle gesprochen hatte. Kurz 
vor Jahresende gaben Regierung und 
Bauherrschaft bekannt, wie es weiter-
gehen soll (SN vom 24. Dezember). (ek)

stahlgiesserei: nein als Folge des spardrucks 

Da das Volk Nein sagte, blieb die Sporthalle neben der Stahlgiesserei im Stadium der 
Visualisierung stecken. Bild zvg

Das Jahr 2013 im Kanton 
Eine Chronologie
1. Januar Rosmarie Widmer Gysel 
präsidiert 2013 den Regierungs-
rat; ihre Wahl ist am 14. Januar.
14. Januar Der Kantonsrat wählt 
Richard Bührer (SP, Thayngen) 
zu seinem Präsidenten für 2013.
21. Januar Der Kantonsrat heisst 
eine Standesinitiative gut. Diese 
hat das Ziel, dass die Kantone,  
auf deren Gebiet ein Endlager für 
radioaktive Abfälle eingerichtet 
werden soll, darüber abstimmen 
können.
18. Februar Im Kantonsrat beginnt 
die grosse Debatte um das Spar-
programm ESH3 der Regierung. 
Diverse Sparmassnahmen sind 
heftig umstritten. 
3. März Das Schaffhauser Stimm-
volk lehnt mit einer Nein-Mehr-
heit von 51,2 Prozent Kredite  
für eine Sporthalle und die Sanie-
rung der Veranstaltungshalle 
Stahlgiesserei ab. Mit 67,7 Pro-
zent Nein wird eine Steuer-
senkungs-Initiative der Jungfrei-
sinnigen abgelehnt.
4. März In der Spardebatte des 
Kantonsrats werden Kürzungen 
bei der Musikschule ganz und bei 
den Kirchen teilweise abgelehnt.
25. März Mit einer Stimme Mehr-
heit wird im Kantonsrat die Erhö-
hung der Autosteuern abgelehnt.
6. Mai Der Kantonsrat erklärt die 
Reichtumssteuer-Initiative der 
AL wegen eines Formfehlers für 
ungültig. 
13. Mai Der ehemalige Regie-
rungsrat Erhard Meister stirbt 
nach einem Hirnschlag. Am 23. 
Mai findet unter grosser Anteil-
nahme der Bevölkerung in Meris-
hausen die Trauerfeier statt.
24. Mai Nationalrat Hans-Jürg 
Fehr gibt seinen Rücktritt be-
kannt. Seine Nachfolgerin Mar-
tina Munz tritt ihr neues Amt zu 
Beginn der Herbstsession an.
24. Juni Die Staatsrechnung 2012 
mit einem Defizit von fast 30 Mil-
lionen Franken führt im Kantons-
rat zu heftigen Diskussionen.
1. Juli Das Sparpaket ESH3 mit 
Einsparungen von 22,4 Millionen 
Franken wird vom Kantonsrat 
 genehmigt.
3. September Die Regierung kün-
det für 2014 eine Steuererhöhung 
von 6 Prozent sowie ein Sparpa-
ket von 40 Millionen Franken an.
23. September Nachdem sich der 
Kantonsrat nicht auf ein neues 
Tourismusförderungsgesetz hat 
einigen können, wird die be-
stehende Regelung bis Ende 2015 
verlängert. Zudem werden  
400 000 Franken für eine Studie 
beschlossen, die weitere Einspa-
rungen von 20 Millionen Franken 
im Staatshaushalt aufzeigen soll. 
18. november Der Kantonsrat ver-
abschiedet in einer Marathonsit-
zung das Budget 2014 mit einem 
Defizit von knapp 40 Millionen 
Franken. Die bürgerliche Mehr-
heit verhindert eine Steuer-
erhöhung.
24. november Das Stimmvolk  
kann zu zwei Punkten aus dem 
Sparprogramm ESH3 Stellung 
 beziehen: Es lehnt sowohl die 
 Reduktion des Kirchenbeitrags 
und die Streichung des Teue-
rungsausgleiches als auch die 
Streichung des Beitrags an kiefer-
orthopädische Behandlungen ab.
25. november Die ÖBS gibt die 
Spaltung in einen grünen und 
einen grünliberalen Flügel  
bekannt.
9. Dezember An seiner letzten 
 Sitzung des Jahres wählt der Kan-
tonsrat Martin Kessler (FDP, Tra-
sadingen) zu seinem Präsidenten 
für 2014. Regierungspräsident für 
2014 wird Christian Amsler. (ek)

Sparen war 2013 das grosse Thema im 
Kanton. Das Volk konnte nur einmal  
in diese Diskussion eingreifen: Am  
24. November wurde über die Kürzung 
der Kirchenbeiträge, bei gleichzeitiger 
Streichung des Teuerungsausgleichs, 
und über die Beiträge an die kiefer-
orthopädischen Behandlungen abge-
stimmt.

In ihrem Sparpaket ESH3 hatte die 
Regierung den Beitrag an die Landes-
kirchen noch um eine Million Franken 
auf 3,1 Millionen Franken kürzen 
 wollen. Nachdem sich die Kirchen im 
Vorfeld bereit erklärt hatten, jährliche 

Kürzungen von 400 000 Franken zu 
 akzeptieren, schwenkte der Kantons-
rat auf diese Summe ein. Da er aber 
gleichzeitig den Teuerungsausgleich 
für diesen Betrag strich, erreichte die 
Vorlage eine zu kleine Mehrheit, so 
dass das Volk zum Zuge kam. Es sagte, 
nach einer intensiven Kampagne der 
Kirchen, zu 53,4 Prozent Nein.

Ebenfalls zu klein war die Mehr-
heit im Kantonsrat für die Streichung 
der 70 000 Franken an die kieferortho-
pädischen Behandlungen in der Schul-
zahnklinik gewesen. Hier betrug die 
Nein-Mehrheit 58 Prozent. (ek) 

Sparvorlagen Das volk will an der Urne nichts von 
einer Reduktion des Kirchenbeitrags wissen 
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